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1. Instanz

Aktenzeichen S 32 KA 1124/00
Datum 24.10.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 KA 199/01
Datum 24.10.2001

3. Instanz

Datum 24.04.2003

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
24. Oktober 2001 hinsichtlich des Quartals 4/95 (Az.: S 32 KA 1124/00) aufgehoben
und die Klage des KlÃ¤gers gegen den Bescheid der Beklagten vom 18. Februar
1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 4. April 2000 abgewiesen.
II. Der KlÃ¤ger hat der Beklagten die Kosten beider RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Honorarfestsetzung im Quartal 4/95. Der
KlÃ¤ger ist als Radiologe in N. niedergelassen und zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen, wobei er im Wesentlichen strahlentherapeutisch tÃ¤tig ist.

Die Beklagte hat mit Honorarbescheid vom 17. April 1996 das Honorar des KlÃ¤gers
im Quartal 4/95 auf DM 455.529,09 festgesetzt. Hiergegen hat der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 15. Mai 1996 Widerspruch eingelegt und einen Schriftsatz seiner
ProzessbevollmÃ¤chtigten gegen die Honorarfestsetzung im Quartal 1/95 vom 3.
April 1996 vorgelegt. Mit weiterem Schriftsatz vom 5. Juni 1996 haben die
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers beantragt, dem KlÃ¤ger alle Leistungen
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gemÃ¤Ã� Anlage 1 Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.4 HVM nach dem Punktwert fÃ¼r die
Leistungen nach Ziffer 2.6.3.5.2 Satz 1 Buchstabe a HVM zu vergÃ¼ten. Die KVB,
Bezirksstelle Mittelfranken, hat mit Schreiben vom 4. Juli 1996 an den Vorstand der
Beklagten mitgeteilt, dass sich die Auswirkung der Anlage 1 zum HVM fÃ¼r den
KlÃ¤ger nur insoweit negativ ausgewirkt habe, als die Auszahlung bei den
PrimÃ¤rkassen um 0,15 % (= DM 393,36) niedriger ausgefallen sei. Der
Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Honorarbescheid vom 17. April 1996 wurde
mit Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 9. Dezember 1996 zurÃ¼ckgewiesen.
Die gegen diesen Widerspruchsbescheid gerichtete Klage zum Sozialgericht
MÃ¼nchen (SG) hat das SG mit Urteil vom 19. Januar 1999 abgewiesen. Die
dagegen zum Bayer. Landessozialgericht erhobene Berufung vom 10. Mai 1999
(Az.: L 12 KA 48/99) wurde in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zurÃ¼ckgenommen.
Die ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers haben mit Schriftsatz vom 22. Januar
1999 unter Bezugnahme auf die mÃ¼ndliche Verhandlung vor dem SG
ausgefÃ¼hrt, dass der Vorsitzende am SG darauf hingewiesen habe, dass die
HÃ¤rtefallregelung im vorliegenden Fall ausschlieÃ�lich dazu da sei,
Ungleichbehandlungen im Sinne des Grundsatzes der Verteilunsgerechtigkeit
auszugleichen. Hierbei komme es ausschlieÃ�lich auf die Besonderheiten in der
Praxisstruktur des KlÃ¤gers im Vergleich zur Vergleichsgruppe der Radiologen an,
die offensichtlich vorliegen wÃ¼rden. Obwohl aufgrund der MÃ¶glichkeit der
Generalisierung und Pauschalierung der HonorarverteilungsmaÃ�stab als solches
durch Urteil recht- mÃ¤Ã�ig anerkannt worden sei, sei doch sehr deutlich geworden,
dass hier eine zu Gunsten des KlÃ¤gers positive Entscheidung im
HÃ¤rtefallverfahren ergehen mÃ¼sste. Vor diesen Hintergrund sei darauf
hinzuweisen, dass der mehrfach geforderten Vorlage der
Einnahmen-/Ã�berschussrechnung nicht nachgekommen werde. Weiterhin werde
um KlÃ¤rung gebeten, wie die dargelegte Abweichung des an den KlÃ¤ger bei
Anwendung der Regelungen nach den Ziffern 2.6.3.5.1 bis Ziffer 2.6.3.5.3 geleistete
Honorar zu dem Honorar bei Zugrundelegung des rechnersichen Punktwertes nach
Ziffer 2.6.3.2 von lediglich 0,15 % im Quartal 4/95 ermittelt worden sei. Nachdem
das VerhÃ¤ltnis gestÃ¼tzter Punktzahlen zu abgesenkten Punktzahlen ca. ein
Viertel zu drei Viertel bei einem Gesamtleistungsvolumen von Ã¼ber zwei Millionen
Punkten gelegen habe, erscheine die hier ermittelte Abweichung fehlerhaft.
Insbesondere auch aufgrund der Tatsache, dass die entsprechenden Prozentzahlen
im Quartal 1/95 nach Angaben der Beklagten bei 9,28 % und im Quartal 2/95 bei
8,15 % gelegen hÃ¤tten. Die Beklagte hat mit Bescheid vom 18. Februar 1999 den
Antrag auf DurchfÃ¼hrung der HÃ¤rtefallregelung gemÃ¤Ã� Buchstabe B Ziffer
2.6.3.5.4 der Anlage 1 zum HVM im Quartal 4/95 abgelehnt. Eine unbillige HÃ¤rte
im Sinne der genannten Regelung liege unter anderem nur dann vor, wenn das aus
dem Honorarfonds R 2 zu leistende Honorar des Arztes bei Anwendung der
Regelungen ge- mÃ¤Ã� Anlage 1 zum HVM um mehr als 5 % niedriger als bei
Zugrundelegen des rechnerischen Punktwertes fÃ¼r R 2 ausfalle. Diese
Voraussetzung erfÃ¼lle der KlÃ¤ger nicht, da der Nettoeffekt im Quartal 4/95 nur
0,15 % betragen habe. Hiergegen haben die ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers mit Schreiben vom 24. Februar 1999 Widerspruch eingelegt. Die
HÃ¤rtefallentscheidung sei bereits aus formalen Gesichtspunkten rechtswidrig, da
um SachaufklÃ¤rung gebeten worden sei, wie der behauptete Nettoeffekt von 0,15
% sich errechne, was nicht erlÃ¤utert worden sei. Die Beklagte hat mit Schreiben
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vom 10. MÃ¤rz 1999 an die ProzessbevollmÃ¤chtigten darauf hingewiesen, dass bei
der Berechnung der Auswirkungen der Anlage 1 zum HVM (Ziffer 2.6.3.5) auf das
Honorar "Ã�brige Leistungen" bei VergÃ¼tungen aus dem Honorarfonds R 2 vom
gesamten Leistungsbedarf in diesem Bereich im Quartal 4/95 in HÃ¶he von
3.644.050,0 Punkten ausgegangen werden mÃ¼sste. Dabei wÃ¼rden in der
Aufstellung L EPF 190 nur Leistungen erfasst, die wegen Ã�berschreitung der
DurchschnittshÃ¤ufigkeit teilweise entsprechend der Anlage 1 Buchstabe B Ziffer
2.6.3.5.2 des HVM mit dem abgesenkten Punktwert vergÃ¼tet worden seien.
Danach sei ein Leistungsbedarf von 549.248,2 Punk- ten mit dem gestÃ¼tzten
Punktwert und ein Leistungsbedarf von 1.634.941,8 Punkten mit dem abgesenkten
Punktwert vergÃ¼tet worden. Alle weiteren Leistungen aus dem Bereich "Ã�brige
Leistungen", die in dieser Aufstellung nicht aufgefÃ¼hrt seien, seien ausschlieÃ�lich
mit dem gestÃ¼tzten Punktwert bewertet worden. Daraus ergebe sich die Differenz
von 0,15 % im Quartal 4/95 aus der GegenÃ¼berstellung des Leistungsbedarfs,
vergÃ¼tet mit dem rechnerischen Punktwert gegenÃ¼ber einer VergÃ¼tung wie
beschrieben. Die Beklagte hat mit Widerspruchsbescheid vom 4. April 2000 den
Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen. Die nochmalige Durchsicht der
vorgelegten Unterlagen habe keinen Hinweis auf for- male oder inhaltliche Fehler
ergeben, so dass der Widerspruch insgesamt zurÃ¼ckzuweisen sei.

Hiergegen richtet sich die Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen vom 10. Mai 2000,
die in der Folge nicht nÃ¤her begrÃ¼ndet wurde. Im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung haben die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten eine Kopie der steuerlichen
Bilanz 1993 des Steuerberaters des KlÃ¤gers mit der Gewinn- und Verlustrechnung
1993 vorgelegt. Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten hat eine Aufstellung
Ã¼bergeben, die die Entwicklung der Punkteanforderung der drei
strahlentherapeutisch tÃ¤tigen Ã�rzte im Planungsbereich N. in den Quartalen von
1/91 bis 3/95 darstellt.

Das Sozialgericht MÃ¼nchen hat im Verfahren mit dem Az.: S 32 KA 1124/00
(Quartal 4/95) den Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 4. April 2000
aufgehoben und die Beklagte verpflichtet, Ã¼ber den Widerspruch des KlÃ¤gers
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden.
UnabhÃ¤ngig vom Vorliegen der Anforderungen der drei Spiegelstriche der
existierenden HÃ¤rtefallregelung sei die Beklagte verpflichtet, als weiteren Grund
fÃ¼r eine HÃ¤rtefallregelung die besondere individuelle Versorgungssituation bzw.
Praxisstruktur des KlÃ¤gers fÃ¼r das Jahr 1995 zu berÃ¼cksichtigen. Dies gebiete
nicht zuletzt der Grundsatz der Verteilungsgerechtigkeit, der im Rahmen der
HÃ¤rtefallregelung zur Korrektur der VergÃ¼tung fÃ¼hren mÃ¼sse, nachdem die
Auswirkung der HVM-Struktur konkret gravierend sei, weil das Honorar des KlÃ¤gers
zu einem sechseinhalbmal grÃ¶Ã�eren Umfang mit dem abgesenkten Punktwert
vergÃ¼tet werde und die Evidenzgrenze des tatsÃ¤chlichen zum rechnerischen
Punktwert nach dem Spiegelstrich 3 der HÃ¤rtefallregelung schon bei einer
MindervergÃ¼tung von bloÃ� 5 % und mehr ansetze. Die im Regelwerk des HVM
angelegte Ungerechtigkeit folge aus dem angenommenen Referenzzeitpunkt des
Jahres 1991 und aus der gewÃ¤hlten Arztgruppe. Es sei nicht erkennbar, warum die
KVB im vorliegenden Fall eines strahlentherapeutisch tÃ¤tigen Radiologen als
Referenzjahr dasjenige von 1991 gewÃ¤hlt habe, obwohl zum einen ab dem 1.
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Oktober 1993 die Arztgruppe der Strahlentherapeuten in die Weiterbildungsordnung
aufgenommen worden sei und der KlÃ¤ger mit diesen sogar schon im Jahre 1991
letztlich vergleichbar gewesen sei und zum anderen unwidersprochen eine evidente
Mengenentwicklung strahlentherapeutischer Leistungen etwa ab diesem Zeitpunkt
eingetreten sein solle, was die KVB mit der Aussetzung der
Fallpunktzahlbegrenzungsregelung der Ziffer 3.6.3 der Anlage 1 selbst bestÃ¤tige
und nicht zuletzt mit der BerÃ¼cksichtigung einer entsprechenden Entwicklung im
IVF-Leistungsbereich der GynÃ¤kologen bestÃ¤tigt werde, was dem Grundsatz der
Selbstbindung der Verwaltung berÃ¼hre. Zwischen zugelassenen und
ermÃ¤chtigten strahlentherapeutisch tÃ¤tigen Ã�rzten bestehe ein struktureller
Unterschied bereits deshalb, weil ermÃ¤chtigte Ã�rzte primÃ¤r im stationÃ¤ren
Bereich Leistungen erbringen wÃ¼rden. Gerade weil im Referenzzeitraum des
Jahres 1991 die Weiterbildungsordnung den Facharzt fÃ¼r Strahlentherapie noch
nicht gekannt habe, weil dieser erst zum 1. Oktober 1993 eingefÃ¼hrt worden sei,
hÃ¤tte berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen, dass der KlÃ¤ger seit seiner
Niederlassung Facharzt fÃ¼r Radiologie mit Schwerpunktbezeichnung
Strahlentherapie sei. Die Beklagte halte sich insoweit bereits nicht einmal an den
Wortlaut der Anlage 1 ihrer eigenen Vorschrift des Abschnittes Buchstabe B Ziffer
2.6.3.5.1, wonach als Arztgruppe diejenige Gruppe von Ã�rzten heranzuziehen sei,
die fÃ¼r das Ausgangsjahr mit der gleichen Arztbezeichnung zugelassen sei. Die
Beklagte habe den KlÃ¤ger jedoch mit zwei ermÃ¤chtigten und nicht mit zwei
zugelassenen Ã�rzten verglichen, was hier zu einem grob unbilligen Ergebnis
fÃ¼hre. Der strukturelle Unterschied zwischen einem zuge- lassenen und einem
bloÃ� ermÃ¤chtigten Arzt sei zumindest bei strahlentherapeutisch ambulant
tÃ¤tigen Radiologen evident. Die Beklagte habe nun aufgrund der Vorgaben des
Gerichts eine Neuberechnung aufgrund einer modifizierten Arztgruppe des Jahres
4/94 und 1995 aus Radiologen fÃ¼r Strahlentherapie, gegebenenfalls bayernweit,
vorzunehmen und neu zu berechnen, auch wenn die Voraussetzungen der drei
Spiegelstriche der vorhandenen HÃ¤rtefallregelung gemÃ¤Ã� Buchstabe B Ziffer
2.6.3.5.4 der Anlage 1 zum HVM nicht vorliegen sollten. Selbst wenn die
Voraussetzungen der Regelung des HVM Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.4 in allen
Spiegelstrichen erfÃ¼llt sein sollten, mÃ¼sse sie den HÃ¤rteausgleich auch noch
nach dem vom Gericht vorgegebenen strukturellen Regelungswert berechnen, falls
dies fÃ¼r den KlÃ¤ger gÃ¼nstiger sei.

Hiergegen richtet sich die Berufung der Beklagten zum Bayer. Landessozialgericht
vom 14. Dezember 2001, die mit Schriftsatz vom 13. August 2002 nÃ¤her
begrÃ¼ndet wurde. Die Beklagte hat zunÃ¤chst vorgetragen, dass die Berufung
nicht der Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs.1 Satz 1 Nr.1 SGG bedÃ¼rfe, weil der
Wert des Beschwerdegegenstands 500,00 EUR Ã¼bersteige. Da es sich bei der
angefochtenen Entscheidung um ein Verbescheidungsurteil handle, ergebe sich der
Wert der Beschwerde zu Lasten der KVB aus den Vorgaben des Sozialgerichts in den
EntscheidungsgrÃ¼nden. Nach den Vorgaben des SG habe der KlÃ¤ger einen
Anspruch zumindest auf einen HÃ¤rteausgleich nach der Regelung des HVM Anlage
1 Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.4. Danach kÃ¶nnte der KlÃ¤ger allenfalls alle bislang
mit einem abgesenkten Punktwert vergÃ¼teten Leistungen mit dem gestÃ¼tzten
Punktwert vergÃ¼tet bekommen. Dies entspreche auch dem wirtschaftlichen
Interesse des KlÃ¤gers und fÃ¼hre im Quartal 4/95 zu einer maximalen

                             4 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html


 

MehrvergÃ¼tung in HÃ¶he von DM 20.436,77 (= 10.449,15 EUR). Die Berufung
wÃ¤re in jedem Fall auch zuzulassen, weil die dargestellte Forderung des SG
MÃ¼nchen nach einer Neuberechnung aufgrund der Abrechnungswerte der
Arztgruppe in den Quartalen 4/94 bis 4/95 der von der Rechtsprechung des Bayer.
Landessozialgerichts (Urteil vom 25. Oktober 2000, Az.: L 12 KA 53/99) getroffenen
Feststellung widerspreche, dass es nicht sachwidrig sei, dass die KVB hinsichtlich
der Grenze des gestÃ¼tzten Punktwertes auf die Abrechnung der entsprechenden
Leistungen im jeweiligen Quartal 1991 ("DurchschnittshÃ¤ufigkeit 1991") abgestellt
habe. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne nicht verlangen, dass die HÃ¤rtefallregelung anders
gestaltet werde als dies der Fall sei, etwa in Form einer Generalklausel, bei der
Ã¼ber einen HÃ¤rte- fall unter BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalles
nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen entschieden werde. Weder Art.3 Abs.1 GG noch
der aus Art.12 Abs.1 i.V.m. mit Art.3 Abs.1 GG hergeleitete Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit gebiete eine derartige Gestaltung der
HÃ¤rtefallregelung. Die Forderung des Sozialgerichts werde deshalb zu Unrecht
erhoben, wonach "eine Neuberechnung aufgrund einer modifizierten Arztgruppe
des Jahres 4/94 und 4/95 aus Radiologen fÃ¼r Strahlentherapie vorzunehmen und
neu zu berechnen" sei, "auch wenn die Voraussetzungen der drei Spiegelstriche der
vorhandenen HÃ¤rtefallregelung gemÃ¤Ã� Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.4 der Anlage
1 zum HVM nicht vorliegen sollten". Die vom SG hierfÃ¼r gemachten
Grundannahmen seien nicht zutreffend. Die Arztgruppe der Strahlentherapeuten
existiere nÃ¤mlich nicht erst seit 1993, sondern bereits seit 1988 mit dem In-Kraft-
Treten der Weiterbildungsordnung fÃ¼r die Ã�rzte Bayerns in der Fassung vom 1.
Januar 1988, so dass deren AbrechnungshÃ¤ufigkeiten voll in die
DurchschnittshÃ¤ufigkeiten der Gruppe der Radiologen fÃ¼r das Jahr 1991
gemÃ¤Ã� Ziffer 2.6.3.5.1 HVM/Anlage 1 eingeflossen seien. Dabei blieben
ermÃ¤chtigte Ã�rzte entgegen der Behauptung des SG unberÃ¼cksichtigt, denn
gemÃ¤Ã� Satz 5 der Ziffer 2.6.3.5.1 seien fÃ¼r die Bildung der 91-iger
DurchschnittshÃ¤ufigkeiten nur zugelassene Ã�rzte berÃ¼cksichtigt worden.
BezÃ¼glich der Leistungsmehrung strahlentherapeutischer Leistungen im Rahmen
der ambulanten vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gehe das SG von unvollstÃ¤ndigen
Voraussetzungen aus. Es sei zu berÃ¼cksichtigen, dass das gesamte
VergÃ¼tungsvolumen von 1991 bis 1995 ebenfalls gestiegen sei. Obwohl die
GesamtvergÃ¼tungen in den Jahren 1993 bis 1995 streng budgetiert gewesen
seien, sei eine Steigerung um gut 32 % zu verzeichnen gewesen. Zum anderen sei
auch nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (insbesondere BSGE 83/52
) keine HÃ¤rteregelung in Form einer Generalklausel erforderlich gewesen. Die vom
Bundessozialgericht seinerzeit Ã¼berprÃ¼ften HonorarverteilungsmaÃ�stÃ¤be
hÃ¤tten Regelungen zum Inhalt gehabt, mit denen dem durch das GSG vom 21.
November 1992 neu gefassten Â§ 85 Abs.2a SGB V (Budgetierung der
GesamtvergÃ¼tung) durch die EinfÃ¼hrung individueller Praxisbudgets, die sich
am bisherigen Umsatz der jeweiligen Praxis orientierten, Rechnung getragen
worden sei. Die GrundsÃ¤tze des Bundessozialgerichts kÃ¶nnten auf den hier im
Streit stehenden HonorarverteilungsmaÃ�stab der KVB fÃ¼r das Jahr 1995 nicht
Ã¼bertragen werden. Denn dieser HVM habe als bloÃ�e Verteilungsregelung keine
Festschreibung individueller bisheriger Abrechnungskontigente vorgesehen. Es sei
allenfalls zu Punktwertabsenkungen in der GrÃ¶Ã�enordnung von maximal 10 %
gekommen und dies auch nur fÃ¼r Leistungen, die im VerhÃ¤ltnis zu 1991 in
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Ã¼berdurchschnittlicher HÃ¤ufigkeit abgerechnet wor- den seien, wobei zuvor die
topfÃ¼bergreifende StÃ¼tzungsregelung auf 90 % des R 1-Punktwertes gemÃ¤Ã�
Ziffer 2.6.3.3 des HVM â�� Anlage 1 â�� zum Zuge gekommen sei. Mit der Regelung
in der Ziffer 2.6.3.5.4 der Anlage 1 sei bereits ab einem 5 %-igen Honorarverlust der
kausal auf die Anwendung der Regelungen nach den Ziffern 2.6.3.5.1 bis 2.6.3.5.3
zurÃ¼ckzufÃ¼hren gewesen sei, die VergÃ¼tung mit dem gestÃ¼tzten Punktwert
fÃ¼r einen Teil oder alle der im Punktwert zunÃ¤chst abgesenkten Leistungen
vorgesehen. Diese Regelung mache die Zuerkennung dieser HÃ¶hervergÃ¼tung
typisierend und generalisierend von den Voraussetzungen abhÃ¤ngig, dass die
Praxiskosten um mindestens 10 % Ã¼ber dem durchschnittlichen Praxiskostensatz
der Arztgruppe lÃ¤gen und die Praxisstruktur des Arztes hinsichtlich der aus dem R
2-Topf zu vergÃ¼tenden fachÃ¤rztlichen Leistungen erheblich von der seiner
Arztgruppe abweiche. Im Quartal 4/95 erreiche der KlÃ¤ger diese 5 %-Grenze nicht,
so dass das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 24. Oktober 2001 bereits aus
diesem Grunde rechtswidrig und aufzuheben sei.

Die Beklagte stellt den Antrag, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 24.
Oktober 2001 hinsichtlich des Quartals 4/95 (S 32 KA 1124/00) aufzuheben und die
Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 18. Februar 1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 4. April 2000 abzuweisen.

Der KlÃ¤gervertreter stellt den Antrag, die Berufung kostenpflichtig
zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger lieÃ� mit Schriftsatz vom 27. November 2002 vortragen, dass das
Bayer. Landessozialgericht zwar mehrfach entschieden habe, dass es
grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig sei, dass die Beklagte hinsichtlich der Grenzen des
gestÃ¼tzten Punktwerts im Abrechnungszeitraum 1995 auf die Abrechnung der
entsprechenden Leistungen im jeweiligen Quartal 1991 abgestellt habe, um so
Verwerfungen durch die EinfÃ¼hrung der Budgetierung der GesamtvergÃ¼tung
zum Jahre 1993 zu vermeiden. Wesentlicher Kernpunkt des vorliegenden
Rechtsstreits sei der medizinisch bedingte Anstieg der Leistungsmenge in der
Strahlentherapie. Ã�ber einen solchen Sachverhalt habe das Bayer.
Landessozialgericht noch nicht entschieden. Durch die von der Beklagten
vorgelegte Statistik werde der durchschnittliche Leistungsmengenanstieg in der
ambulanten Strahlentherapie um mehr als 50 % vom Jahr 1991 bis zum Jahr 1995
bewiesen. Die Beklagte bestreite nicht, dass dieser Leistungsanstieg rein
medizinisch bedingt sei und nicht auf einem "Hamsterradeffekt" beruhe. Soweit dies
noch nicht ausreiche, um dies bereits strukturell im HVM als solchem zu
berÃ¼cksichtigen, so sei unter BerÃ¼cksichtigung des Grundsatzes der
Verteilungsgerechtigkeit eine solche Tatsache dann jedoch im Rahmen eines
Ausnahmetatbestandes entweder im Rahmen einer generell-abstrakten
HÃ¤rtefallregelung oder eines Vorstandsbeschlusses zu berÃ¼cksichtigen.

Dem Senat liegen die Verwaltungsakte der Beklagten, die Klageakte mit dem Az.: S
32 KA 1124/00 sowie die Berufungsakte mit dem Az.: L 12 KA 199/01 zur
Entscheidung vor, die zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht
wurden und auf deren sonstigen Inhalt ergÃ¤nzend Bezug genommen wird. â��
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist nach Â§ 143 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ohne
BeschrÃ¤nkung gemÃ¤Ã� Â§ 144 SGG statthaft. Das SG ist insoweit zu Unrecht
davon ausgegangen, dass der Beschwerdegegenstandswert unter 500,00 EUR liegt.
Nach den zutreffenden AusfÃ¼hrungen der Beklagten im Schriftsatz vom 13.
August 2002 liegt der Beschwerdegegenstandswert fÃ¼r das Quartal 4/95 bei
10.449,15 EUR. Nach den Vorgaben des SG hat der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
einen HÃ¤rteausgleich nach der Ziffer 2.6.3.5.4 des Buchstaben B der Anlage 1 zum
HVM dem Grunde nach, der gÃ¼nstigstenfalls eine VergÃ¼tung aller bislang mit
einem abgesenkten Punktwert vergÃ¼teten Leistungen in HÃ¶he des gestÃ¼tzten
Punktwerts zur Folge hÃ¤tte. Die entsprÃ¤che einem Betrag in HÃ¶he von
10.449,15 EUR. Das Sozialgericht hat daher zu Unrecht die Zulassung der Berufung
versagt. In diesem Fall kann der Betroffene sowohl Berufung als auch
Nichtzulassungsbeschwerde einlegen. Vorliegend hat die Beklagte sich fÃ¼r die
Einlegung der Berufung entschieden, was nicht zu beanstanden ist (vgl. hierzu
Meyer-Ladewig, SGG-Kommentar, 7. Auflage, Â§ 144 Rdnr.46 und BVerwGE 89, 27
ff.). Die Berufung ist auch im Ã�brigen gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs.1 SGG form- und
fristgerecht eingelegt worden.

Die Berufung der Beklagten ist auch begrÃ¼ndet. Entsprechend ist das Urteil des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 24. Oktober 2001 hinsichtlich des Quartals 4/95 (Az.:
S 32 KA 1124/00) aufzuheben und die Klage vom 10. Mai 2000 gegen den Bescheid
der Beklagten vom 18. Februar 1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 4. April 2000 ist abzuweisen. ZunÃ¤chst ist klarzustellen, dass
Streitgegenstand des Verfahrens allein die Frage ist, ob dem KlÃ¤ger aufgrund der
HÃ¤rtefallregelung in Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.4 der Anlage 1 des HVM eine
Honorarausgleichszahlung zuzuerkennen ist. Der KlÃ¤ger wendet sich dagegen
nicht mehr gegen die Honorarverteilung nach der Anlage 1 im 4. Quartal 95, die
bereits Gegenstand des Berufungsverfahrens mit dem Az.: L 12 KA 48/99 war, die
von seiten des KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 7. Februar 2001
zurÃ¼ckgenommen wurde. Im Ã�brigen hat der Senat bereits mit Urteilen vom 24.
Mai 2000 und 25. Oktober 2000 (Az.: L 12 KA 150/98 und L 12 KA 53/99, die
Nichtzulassungsbeschwerde gegen letztere Entscheidung wurde mit Beschluss des
Bundessozialgerichts vom 16. Mai 2001, Az.: B 6 KA 16/01 B, zurÃ¼ckgewiesen)
entschieden, dass die Honorarverteilung im Jahre 1995 und damit auch im Quartal
2/95 nicht zu beanstanden ist. Insbesondere hat der Senat bereits entschieden,
dass es nicht sachwidrig ist, dass die Beklagte hinsichtlich der Grenze des
gestÃ¼tzten Punktwerts auf die Abrechnung der entsprechenden Leistungen im
jeweiligen Quartal des Jahres 1991 ("DurchschnittshÃ¤ufigkeit 1991") abgestellt
hat. Die Beklagte orientiert sich hiermit vielmehr an den gesetzlichen Vorgaben.
Nach Â§ 85 Abs.3a Satz 2 SGB V in der Fassung des GSG sind auch die
VerÃ¤nderungen der GesamtvergÃ¼tung auf das VergÃ¼tungsvolumen im Jahre
1991 zu beziehen, in dem es noch keine Budgetierung der GesamtvergÃ¼tung gab
(vgl. BSG SozR 3-2500 Â§ 85 Nr.17 S.111 f). Der Senat hat weiter entschieden, dass
es nicht zu beanstanden ist, dass als Vergleichsgruppe diejenige Arztgruppe
herangezogen wird, die mit der gleichen Arztbezeichnung wie der jeweilige Arzt
zugelassen ist. Nach der Anlage 1 zum HonorarverteilungsmaÃ�stab der
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KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Bayerns, gÃ¼ltig ab 1. Januar 1995, ist gemÃ¤Ã�
Ziffer 2.6.3.5.1 SÃ¤tze 1 und 5 die "DurchschnittshÃ¤ufigkeit 1991" der Arztgruppe
zugrunde zu legen, die die Gruppe von Ã�rzten bilden, die mit der gleichen
Arztbezeichnung zugelassen sind wie der Arzt, dessen Honorar- anforderung zu
beurteilen ist. Der KlÃ¤ger ist unstreitig als Radiologe und nicht als Arzt fÃ¼r
Strahlentherapie zugelassen. Der KlÃ¤ger hat aus Art.3 Abs.1 GG keinen Anspruch
darauf, der Gruppe der Ã�rzte fÃ¼r Strahlentherapie zugeordnet zu werden, weil
sein Abrechnungsverhalten dieser Arztgruppe entspricht. Zwar enthÃ¤lt das
Gleichbehandlungsgebot nicht nur das Verbot sachwidriger Differenzierung,
sondern ebenso das Gebot sachgerechter Differenzierung bei Vorliegen
wesentlicher Unterschiede (stÃ¤ndige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts, vgl. z.B. BVerfGE 98, 365, 385). Zu einer
Differenzierung bei ungleichen Sachverhalten ist der Normgeber allerdings nur
verpflichtet, wenn die tatsÃ¤chliche Ungleichheit so groÃ� ist, dass sie bei einer am
Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise nicht unberÃ¼cksichtigt
bleiben darf. Daraus kann aber nicht abgeleitet werden, dass die Beklagte bei der
Bildung von Arztgruppen gemÃ¤Ã� Ziffer 2.6.3.5.1 der Anlage 1 Abschnitt B zum
HVM 95 nicht auf die bei der Zulassung gefÃ¼hrten Arztbezeichnungen hÃ¤tte
abstellen dÃ¼rfen, sondern auf das tatsÃ¤chlich erbrachte Leistungsverhalten
hÃ¤tte abstellen mÃ¼ssen. Ein hinreichend gewichtiger, die Ungleichbehandlung
rechtfertigender Differenzierungsgrund zwischen "Radiologen" einerseits und
"Strahlentherapeuten" andererseits besteht darin, dass auch der Gesetzgeber von
einer nach einzelnen Ã¤rztlichen Fachgebieten gegliederten ambulanten
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit ausgeht und sich insoweit auf die landesrechtlichen
Vorschriften zur Abgrenzung der einzelnen Arztgruppen stÃ¼tzt. Es ist deshalb von
Verfassungs wegen nicht zu beanstanden, wenn auch die Beklagte bei der
Honorarverteilung in Ziffer 2.6.3.5.1 der Anlage 1 Abschnitt B zum HVM 95 auf
dieses Gliederungsprinzip abstellt und den KlÃ¤ger entsprechend der von ihm
gefÃ¼hrten Gebietsbezeichnung der Gruppe der Radiologen zuordnet (zum Ganzen
vgl. Urteil des Senats vom 23. Februar 2000, Az.: L 12 KA 99/98 mit zahlreichen
weiteren Hinweisen). Abgesehen davon ist vorliegend darauf hinzuweisen, dass die
Beklagte keine eigene Fachgruppe der Strahlentherapeuten gebildet hat, sondern
die Fachgruppe der Strahlentherapeuten mit der Fachgruppe der Radiologen
zusammengefasst wurde, weil keine entsprechend groÃ�e Anzahl von
niedergelassenen Strahlentherapeuten (mindestens 10) vorlag (vgl. hierzu Anlage 1
Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.1, Satz 8, Spiegelstrich 2). Die Berufung der Beklagten ist
allerdings nicht schon deswegen begrÃ¼ndet, weil der KlÃ¤ger der von ihm
mehrfach angeforderten Vorlage einer vom Finanzamt oder vom Steuerberater
bestÃ¤tigten Einnahmen-/Ã�berschussrechnung nicht bereits im Rahmen des
Verwaltungsverfahrens bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens
nachgekommen ist, sondern erst im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
SG am 24. Oktober 2001. Die vom KlÃ¤ger vorgelegte
Einnahmen-/Ã�berschussrechnung war vielmehr vom Senat zu berÃ¼cksichtigen.
GrundsÃ¤tzlich ist davon auszugehen (vgl. hierzu die Nachweise bei Meyer-Ladewig,
SGG Kommentar, 7. Auflage, Â§ 54 Rdnr.34), dass bei einer Verpflichtungs- und
Leistungsklage, egal, ob sie allein oder in Verbindung mit einer Anfechtungsklage
erhoben wird, fÃ¼r die Entscheidung vom Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen
Verhandlung auszugehen ist. Zwar geht das Bundesverwaltungsgericht (vgl. etwa 
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BVerwGE 84, 157, 160 ff.) davon aus, dass es in der Verwaltungsgerichtsordnung
eine verfahrensrechtliche Regel, dass bei einer Verpflichtungs- oder
Bescheidungsklage auf den Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung abzustellen
ist, nicht gibt. Vielmehr entscheidet danach nicht das Verfahrensrecht, sondern das
materielle Recht die Frage nach dem maÃ�gebenden Beurteilungszeitraum. Vor
diesem Hintergrund kÃ¶nnte das Abstellen auf die letzte mÃ¼ndliche Verhandlung
vor Gericht jedenfalls bei Ermessensakten problematisch sein. In der
sozialgerichtlichen Rechtsprechung ist aber auch der Gedanke der
ProzessÃ¶konomie zu berÃ¼cksichtigen (vgl. zum Ganzen Meyer-Ladewig, a.a.O.
Rdnr.33a und b). Die in der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung vertretene
These, bei Ermessensakten komme es deren Natur nach auf den Zeitpunkt der
ErmessenausÃ¼bung an, verkennt zudem den Streitgegenstand des
Bescheidungsbegehrens gerichtet auf ein erst noch zu erfÃ¼llendes
Leistungsbegehren (vgl. zum Ganzen Schoch/Schmidt/Assmann/Pietzner,
Kommentar zur VwGO Â§ 113 Rdnr.65, FuÃ�note 307). Letztlich kann diese Frage
aber unentschieden bleiben, denn auch bei BerÃ¼cksichtigung der im Termin
Ã¼bergebenen Gewinn- und Verlustrechnug des Steuerberaters fÃ¼r das Jahr 1993
ist dem KlÃ¤ger nicht der Nachweis gelungen, dass seine Praxiskosten um
mindestens 10 % Ã¼ber dem durchschnittlichen Praxiskostensatz seiner Arztgruppe
(Erhebung des Zentralinstituts fÃ¼r die KassenÃ¤rztliche Versorgung in der
Bundesrepublik Deutschland) liegen (= 2. Spiegelstrich der Anlage 1 Buchstabe B
Ziffer 2.6.3.5.4 des HVM). Aus der vorgelegten Gewinn- und Verlustrechnung ergibt
sich zwar fÃ¼r 1993 ein Praxiskostensatz von 93 % (Betriebseinnahmen: DM
1.771.267,21, Betriebsausgaben: DM 1.647.297,82). Die Betriebsausgaben
enthalten aber eine Position "Abschreibungen" (Abschreibung Sachanlagen: DM
230.864,34; AfA Praxiswert: DM 587.175,00; Sonderabschreibung: DM 30.168,00;
AfA GwG: DM 12.755,94), die mit einem Betrag in HÃ¶he von insgesamt DM
860.963,28 mehr als die HÃ¤lfte der Betriebsausgaben ausmacht. Die
Abschreibungen stellen aber keine tatsÃ¤chliche finanzielle Belastung des KlÃ¤gers
im streitigen Quartal 4/95 und auch wÃ¤hrend der gesamten Geltungsdauer des
streitgegenstÃ¤ndlichen HonorarverteilungsmaÃ�stabes im Jahre 1995 dar.
Vielmehr hat der KlÃ¤ger den der Abschreibung im Wesentlichen zugrunde
liegenden Praxiskauf von seinem VorgÃ¤nger zum Kaufpreis von DM 2.000.000,00
(worin EinrichtungsgegenstÃ¤nde im Werte von DM 238.300,00 enthalten waren)
mittels zweier Darlehen finanziert (valutiert Ã¼ber DM 1.500.000,00 bzw. DM
500.000,00), die er erst nach einer Laufzeit von 12 Jahren am 30. Mai 2003 aus
Leistungen einer Lebensversicherung zurÃ¼ckzahlen muss. Daher kÃ¶nnen diese
Abschreibungen bei der Ermittlung der Praxiskosten im Sinne des 2. Spiegelstriches
der Ziffer 2.6.3.5.4 des Buchstaben B der Anlage 1 zum HVM bei der PrÃ¼fung der
Frage des Vorliegens einer unbilligen HÃ¤rte beim KlÃ¤ger nicht berÃ¼cksichtigt
werden. Die tatsÃ¤chliche Belastung liegt vielmehr lediglich in der Zahlung der
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Lebensversicherung. Bereinigt man die Praxiskosten des
KlÃ¤gers um die Abschreibungen, verringert sich der Praxiskostenanteil von 93 %
auf 44,39 % und liegt damit unterhalb des durchschnittlichen Praxiskostensatzes
der Vergleichsgruppe in HÃ¶he von 78,00 % (Erhebung des Zentralinstituts fÃ¼r die
KassenÃ¤rztliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland fÃ¼r 1994). Vor
diesem Hintergrund ist es ausgeschlossen, dass der Praxiskostensatz beim KlÃ¤ger
um mindestens 10 % Ã¼ber dem durchschnittlichen Kostensatz der Arztgruppe
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liegt. Damit erfÃ¼llt der KlÃ¤ger die Voraussetzung nach dem 2. Spiegelstrich fÃ¼r
die Annahme einer unbilligen HÃ¤rte im Sinne der Ziffer 2.6.3.5.4 des Buchstaben B
der Anlage 1 zum HVM nicht, so dass schon auf der Tatbestandsseite das Vorliegen
einer unbilligen HÃ¤rte zu verneinen ist. Dabei ist es nicht schÃ¤dlich, dass die
Beklagte die erst im Verhandlungstermin des Sozialgerichts vorgelegte Gewinn- und
Verlustrechnung nicht selbst Ã¼berprÃ¼ft hat. Denn der auf der Tatbestandsseite
verwendete Begriff der "unbilligen HÃ¤rte" ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der
nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats der vollen gerichtlichen NachprÃ¼fung
unterliegt (vgl. zuletzt Urteil des Senats vom 6. MÃ¤rz 2002, Az.: L 12 KA 96/00
m.w.N.). Hinzu kommt, dass der KlÃ¤ger im 4. Quartal 1995 auch die
Voraussetzungen des 3. Spiegelstriches im Sinne der Ziffer 2.6.3.5.4 des
Buchstaben B der Anlage 1 zum HVM nicht erfÃ¼llt, da der dort vorgesehene
"Nettoeffekt" bei lediglich 0,15 % liegt und nicht â�� wie gefordert â�� bei mehr als
5 %. Die diesbezÃ¼gliche Berechnung der Beklagten ist fÃ¼r den Senat auf der
Grundlage der mit Schriftsatz vom 27. November 2002 Ã¼bersandten Berechnung
in Anlage 2 nachvollziehbar.

Die Beklagte war entgegen der Auffassung des Sozialgerichts auch nicht
verpflichtet, unabhÃ¤ngig vom Vorliegen der Anforderungen der drei Spiegelstriche
der existierenden HÃ¤rtefallregelung als weiteren Grund fÃ¼r eine
HÃ¤rtefallregelung die besondere individuelle Versorgungssituation bzw.
Praxisstruktur des KlÃ¤gers im Rahmen einer Generalklausel zu berÃ¼cksichtigen.
ZunÃ¤chst ist darauf hinzuweisen, dass das SG bei seiner BegrÃ¼ndung von zwei
unzutreffenden Annahmen ausgeht. Zum einen existiert die Arztgruppe der
Strahlentherapeuten nicht erst seit 1993, sondern bereits seit 1988 mit In-Kraft-
Treten der Wei- terbildungsordnung fÃ¼r die Ã�rzte Bayerns in der Fassung vom 1.
Januar 1988. Gleichwohl sind deren AbrechnungshÃ¤ufigkeiten voll in die
DurchschnittshÃ¤ufigkeiten der Gruppe der Radiologen fÃ¼r das Jahr 1991
eingeflosssen, weil die Beklagte mangels einer ausreichenden Anzahl von
niedergelassenen Strahlentherapeuten (weniger als zehn, vgl. hierzu Anlage 1
Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.1 S.8, 2. Spiegelstrich) keine eigene Fachgruppe der
Strahlentherapeuten gebildet, sondern in der Fachgruppe der Radiologen die Ã�rzte
fÃ¼r radiologische Diagnostik und die Ã�rzte fÃ¼r Strahlentherapie
zusammengefasst hat. Zum anderen blieben entgegen der Annahme des SG â��
wie in Anlage 1 Buchstabe B Ziffer 2.6.3.5.1 Satz 5 vorgesehen â�� ermÃ¤chtigte
Ã�rzte unberÃ¼cksichtigt. Die Verpflichtung zur Schaffung einer Ã¼ber die
konkrete HÃ¤rtefallregelung hinausgehenden allgemein gehaltenen
HÃ¤rtefallregelung ergibt sich auch nicht aus der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (vgl. BSG SozR 3-2500, Â§ 85 Nr.28 S.210 f und Nr.27, S.197 f;
Urteil vom 28. April 1999, Az.: B 6 KA 63/98 R, SGb 1999, 403). Die vorgenannten
Entscheidungen des BSG betreffen HonorarverteilungsmaÃ�stÃ¤be von
KassenzahnÃ¤rztlichen Vereinigungen, mit denen diese dem durch das
Gesundheitsstrukturgesetz vom 21. Dezember 1992 (BGBl.I S.2266) neu gefassten 
Â§ 85 Abs.3a SGB V (Budgetierung der GesamtvergÃ¼tung) bei der
Honorarverteilung durch die EinfÃ¼hrung einer am bisherigen Umsatz der
einzelnen Praxis orientierten Bemessungsgrenze Rechnung getragen haben. Eine
dem vergleichbare Regelung enthÃ¤lt der hier streitgegenstÃ¤ndliche
HonorarverteilungsmaÃ�stab der Beklagten im Jahre 1995 nicht. Der HVM 1995 sah
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in Anlage 1 Abschnitt B eine Aufteilung der zu verteilenden GesamtvergÃ¼tung in
verschiedene Honorarfonds vor (Ambulantes Operieren, PrÃ¤vention, Polikliniken,
FremdÃ¤rzte, Ã�brige Leistungen). Der Honorarfonds "Ã�brige Leistungen" (Ziffer
1.6) war dabei wieder unterteilt in einen Honorarfonds R1 fÃ¼r HausÃ¤rzte und
einen Honorarfonds R2 fÃ¼r FachÃ¤rzte (Ziffer 1.6.2). Lag der rechnerische
Punktwert fÃ¼r den Honorarfonds R2 unter dem des Honorarfonds R1, wurde im
fachÃ¤rztlichen Bereich jede Leistung gemÃ¤Ã� Ziffer 2.6.3.5.2 Satz 1 Buchstabe a
der Anlage 1 mit einem "gestÃ¼tzten Punktwert" fÃ¼r die abgerechneten
Leistungen bis zur Grenze der DurchschnittshÃ¤ufigkeit 1991 sowie gemÃ¤Ã� Ziffer
2.6.3.5.2 Buchstabe B der Anlage 1 mit einem "abgesenkten Punktwert" fÃ¼r die
darÃ¼ber hinausgehenden Leistungen vergÃ¼tet. Dabei kam es aber allenfalls zu
Punktwertabsenkungen in der GrÃ¶Ã�enordnung von maximal 10 % fÃ¼r die
Leistungen, die im VerhÃ¤ltnis zu 1991 in Ã¼berdurchschnittlicher HÃ¤ufigkeit
abgerechnet wurden (vgl. Ziffer 2.6.3.5.3 Satz 2), wobei zuvor die
topfÃ¼bergreifende StÃ¼tzungsregelung auf 90 % des R 1-Punktwertes gemÃ¤Ã�
Ziffer 2.6.3.3 der Anlage 1 zum Zuge kam. Die hier streitige Regelung ist daher in
ihrer Wirkungsweise nicht vergleichbar mit den vom BSG entschiedenen FÃ¤llen, in
denen es um die Festschreibung von Budgets unter AnknÃ¼pfung an UmsÃ¤tze der
einzelnen Praxis in der Vergangenheit ging.

Der KlÃ¤ger kann auch nicht geltend machen, dass die HÃ¤rtefallregelung in Anlage
1 zum HVM im Jahre 1995 unter VerstoÃ� gegen hÃ¶herrangiges Recht zu eng
gefasst ist. Hierbei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass es nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. zuletzt BVerfGE 99, 367, 388),
der sich das Bundessozialgericht weitgehend auch im Rahmen der Ã�berprÃ¼fung
von Honorarverteilungsregelungen angeschlossen hat, grundsÃ¤tzlich Sache des
Normgebers ist, diejenigen Sachverhalte auszuwÃ¤hlen, an die er dieselbe
Rechtsfolge knÃ¼pft.

Aus dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art.3 Abs.1 GG ergeben sich je nach
Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmal unterschiedliche Grenzen fÃ¼r
die weitgehende Gestaltungsfreiheit des Normgebers, die vom WillkÃ¼rverbot bis
zu einer strengen Bindung an VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitserfordernisse reichen. Die
Abstufung der Anforderungen folgt aus Wortlaut und Sinn des Art.3 Abs.1 GG sowie
aus dem Zusammenhang mit anderen Verfassungsnormen. Da der Gleichheitssatz
in erster Linie eine ungerechtfertigte Verschiedenbehandlung von Personengruppen
verhindern soll, unterliegt der Normgeber bei einer Ungleichbehandlung von
Personengruppen regelmÃ¤Ã�ig einer strengen Bindung. Diese ist um so enger, je
mehr sich personenbezogene Merkmale den in Art.3 Abs.3 GG genannten
annÃ¤hern und je grÃ¶Ã�er deshalb die Gefahr ist, dass eine an sie anknÃ¼pfende
Ungleichbehandlung zur Diskriminierung einer Minderheit fÃ¼hrt. Die engere
Bindung gilt auch dann, wenn die Ungleichbehandlung von Sachverhalten mittelbar
eine Ungleichbehandlung von Personengruppen bewirkt. Bei lediglich
verhaltensbezogenen Unterscheidungen hÃ¤ngt das MaÃ� der Bindung davon ab,
inwieweit die Betroffenen in der Lage sind, durch ihr Verhalten die Verwirklichung
der Merkmale zu beeinflussen, nach denen unterschieden wird. Ã�berdies sind dem
Normgeber desto engere Grenzen gesetzt, je stÃ¤rker sich die Ungleichbehandlung
von Personen und Sachverhalten auf die AusÃ¼bung grundrechtlich geschÃ¼tzter
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Freiheiten nachteilig auswirken kann. Der unterschiedlichen Weite des
gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums entspricht eine abgestufte Kontrolldichte
der Gerichte. Kommt als MaÃ�stab nur das WillkÃ¼rverbot in Betracht, so kann ein
VerstoÃ� gegen Art.3 Abs.1 GG erst festgestellt werden, wenn die Unsachlichkeit
der Differenzierung evident ist. Dagegen ist bei Regelungen, die Personengruppen
verschieden behandeln oder sich auf die Wahrnehmung von Grundrechten
nachteilig auswirken, im Einzelnen nachzuprÃ¼fen, ob fÃ¼r die vorgesehene
Differenzierung GrÃ¼nde von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie
die ungleichen Rechtsfolgen rechtfertigen kÃ¶nnen.

Wendet man die vorgenannten GrundsÃ¤tze auf den vorliegenden Sachverhalt an,
so handelt es sich um eine unterschiedliche Behandlung von Sachverhaltsgruppen
(Praxiskosten mindestens 10 % Ã¼ber bzw. unter oder gleich dem
durchschnittlichen Praxiskostensatz der Arztgruppe sowie "Nettoeffekt" mehr bzw.
weniger oder gleich 5 %), bei der der Normgeber einen weiten
Gestaltungsspielraum hat. Im Hinblick auf die berufsregelnde Tendenz von
Honorarverteilungsregelungen ist der Normgeber allerdings nicht nur durch das
WillkÃ¼rverbot, sondern auch durch das Verbot der ungerechtfertigten
Verschiedenenbehandlung von Personengruppen eingeschrÃ¤nkt. Es kommt
deshalb hier darauf an, ob fÃ¼r die Differenzierung GrÃ¼nde von solcher Art und
solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Rechtsfolge (Zuerkennung einer
Honorarausgleichszahlung oder nicht) rechtfertigen kÃ¶nnen.

Ob hinreichend gewichtige, die vorliegende Ungleichbehandlung rechtfertigende
DifferenzierungsgrÃ¼nde vorliegen, kann nicht losgelÃ¶st von der sonstigen
Gestaltung der Ziffer 2.6.3.5.4 und dem damit verfolgten Zweck beurteilt werden.
Wie sich aus der Formulierung "unbillige HÃ¤rte im Einzelfall" ergibt, ist es Sinn und
Zweck der Regelung, individuelle HÃ¤rten auszugleichen, die dadurch entstehen,
dass in den vier Quartalen des Jahres 1995 im fachÃ¤rztlichen Bereich jede Leistung
gemÃ¤Ã� der Ziffer 2.6.3.5.2 Satz 1 Buchstabe a mit einem "gestÃ¼tzten
Punktwert" fÃ¼r die abgerechneten Leistungen nur bis zur Grenze der
DurchschnittshÃ¤ufigkeit 1991, die darÃ¼ber hinausgehenden Leistungen dagegen
mit einem "abgesenkten Punktwert" gemÃ¤Ã� der Ziffer 2.6.3.5.2 Buchstabe B
vergÃ¼tet werden. Die HÃ¤rtefallregelung soll dem Erhalt von
(unter-)durchschnittlichen Arztpraxen und damit trotz der allgemeinen
Leistungsmengensteigerung bei gedeckelter GesamtvergÃ¼tung der
flÃ¤chendeckenden Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung dienen,
indem (unter-)durchschnittlichen Facharztpraxen angesichts des Punktwertverfalls
und der bestehenden Fixkosten vertragsÃ¤rztliche Leistungen noch wirtschaftlich
erbringen kÃ¶nnen.

Da es sich bei der Ausgleichszahlung mit dem gestÃ¼tzten Punktwert um eine
BegÃ¼nstigung (Privileg) gegenÃ¼ber den anderen VertragsÃ¤rzten handelt, die
lediglich ihr Honorar nach Anlage 1 und Anlage 2 des HVM der Beklagten erhalten,
mÃ¼ssen fÃ¼r diese Bevorzugung auch hinreichende GrÃ¼nde vorliegen. Es ist
deshalb nicht zu beanstanden, dass die Beklagte im Rahmen ihrer weiten
Gestaltungsfreiheit, insbesondere bei begÃ¼nstigenden Regelungen
generalisierend und pauschalierend eine Ã�berschreitung des durchschnittlichen
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Praxiskostensatzes um mindestens 10 % bzw. einen "Nettoeffekt" von mehr als 5 %
fordert. Diejenigen Ã�rzte, deren Ã�berschreitung bei den Praxiskosten bzw. deren
"Nettoeffekt" â�� wie beim KlÃ¤ger â�� darunter liegt, werden nicht sach- widrig
und unangemessen benachteiligt. Vielmehr ist die in der Ziffer 2.6.3.5.4 enthaltene
HÃ¤rtefallregelung als BerufsausÃ¼bungsregelung durch ausreichende GrÃ¼nde
des Gemeinwohls ("Sicherstellung der Versorgung") gerechtfertigt und entspricht
auch dem Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Denn das gewÃ¤hlte Mittel
(VergÃ¼tung mit dem gestÃ¼tzten Punktwert) ist zur Erreichung des damit
verfolgten Zwecks (Ausgleich von individuellen HÃ¤rten) geeignet und erforderlich.
Bei einer GesamtabwÃ¤gung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht
der ihn rechtfertigenden GrÃ¼nde ist auch fÃ¼r diejenigen, die durch diese
Regelung nicht begÃ¼nstigt werden, die Grenze der Zumutbarkeit noch gewahrt.

Der Senat hat dabei auch berÃ¼cksichtigt, dass es â�� wie die von der Beklagten
im Termin vor dem SG vorgelegte Entwicklung der Punkteanforderung in den
Quartalen 1/91 bis 3/95 der drei strahlentherapeutisch tÃ¤tigen Ã�rzte im
Planungsbereich NÃ¼rnberg zeigt â�� beim KlÃ¤ger vom Quartal 1/91 bis zum
Quartal 3/95 zu einem sehr starken Anstieg der Punkteanforderung gekommen ist,
was in der Folge im Quartal 4/95 auch zu einem sehr hohen Anteil an Punkten
gefÃ¼hrt hat, die mit dem abgesenkten Punktwert vergÃ¼tet wurden (1.634.941,8
Punkte) gegenÃ¼ber den mit dem gestÃ¼tzten Punktwert vergÃ¼teten Punkten
(549.248,2 Punkte). Hierbei war andererseits auch in Rechnung zu stellen, dass die
Differenz zwischen gestÃ¼tztem Punktwert (7,95 DPF) und abgesenkten Punktwert
(6,70 DPF) im Quartal 4/95 bei lediglich 1,25 DPF lag. Weitergehende Aussagen
kÃ¶nnen aus der von der Beklagten vorgelegten Aufstellung nicht abgeleitet
werden, weil sie in ihrer Aussagekraft auf den Planungsbereich NÃ¼rnberg mit den
dortigen drei strahlentherapeutisch tÃ¤tigen Ã�rzten, von denen allein der KlÃ¤ger
niedergelassener Arzt ist, wÃ¤hrend die beiden anderen Ã�rzte ermÃ¤chtigte Ã�rzte
sind, beschrÃ¤nkt ist.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 Abs.1, 4 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG zuzulassen, liegen nicht
vor.

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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